für die 


Königlichen Preußiſchen 


en 


Staaten 


— Nr 44. 


(Nr. 5966.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen 
des Pr. Friedlaͤnder Kreiſes im Betrage von 120,000 Thalern. Vom 


7. Oktober 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


Nachdem von den FKreisſtaͤnden des Pr. Friedlaͤnder Kreiſes auf 
dem Kreistage vom 15. Maͤrz 1864. beſchloſſen worden, die zur Foͤrderung 
des Baues der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn und der vom Kreiſe unternommenen 
Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger un⸗ 
kuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 120,000 Thalern 
ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des 

Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von 120,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert zwanzig tauſend Thalern, 


welche in folgenden Apoints: 
50 Obligationen à 1000 Thaler 
80 = 500 


100 
50 


200 
200 


nu u 
u un 


— 50,000 Thaler, 


40,000 
20,000 
10,000 


— 120,000 Thaler, 


- 


2 
2 
= 
2 
= 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer 
y wit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1865. ab mit wenigſtens jaͤhr⸗ 
lich Einem Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen be⸗ 


fugt iſt. 
Jahrgang 1864. (Nr. 5966.) 


Ausgegeben zu Berlin den 2, Dezember 1864, 


89 


Das 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 


Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ = 


tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. ö 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 7. Oktober 1864. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
des Kreiſes Pr. Friedland 


Auf Grund der unterm 6. Juli 1864. beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
15. März 1864. und des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 7 
wegen Aufnahme einer Schuld von 120,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche 
Kommiſſion des Kreiſes Friedland für Chauſſee- und Eiſenbahnbau Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von. Thalern, in Buch⸗ 
ſtaben von Thalern Preußiſch Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden 
Muͤnzfuße, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

s Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 120,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des Til⸗ 
gungsplanes. a 
BER Die 


50 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem 
Monate Juni jedes Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung de Buchftaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen 
Staatsanzeiger, dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Koͤnigsberg und 
dem Friedlaͤnder Kreisblatt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital 
zu entrichten iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 
2. Juli, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte 
mit jenem verzinſet. : 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
Ins der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis-RKommunalkaſſe in Domnau, ſowie bei einem renommirten Bankier 
in Königsberg, und zwar auch in der nach dem Eintritte des Faͤlligkeitstermins 
folgenden Zeit. f 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
e Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. . 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablaufe des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenſtein. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quit⸗ 
tung ausgezahlt werden. f 5 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. f . f 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Domnau, ſowie bei einem renommirten Bankier in Koͤnigs⸗ 
berg gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons. 
Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zinskupons⸗ 
Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung recht⸗ 
zeitig geſchehen iſt. 2 = 
(N. 5968.) 89° Dur 


Se 55 (Stempel.) 
c Die ſundiſce Kommifien des Friedländer Kreiſes. 


A Die unterſchriften ſind ani zu ite chen 


5 provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Erſter (bis . .) Zins au 


I. Serie 


nn 5 en = über . hhler zu fuͤnf Prozent Zinſe 
8 über je Thaler Silbergroſchen. 


2 Du x Saba ei Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Rückgabe vo 

8 bi 8. . . und fpäterhin die Zinſen der vorbenannten 
jahr vom bis mit (in Buch 
.. Silbergrofchen bei der Kreis⸗ ll Zu 


m den „ten „ % %Ü ˙ O ⏑ç 000200 n® 18. 
(Stempel.) 


(Namen.) 


2 55 Suskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht inuerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Baligfeit ab 
ge Due, Su wird. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Talon 


N zur 
Kreis» Obligation des Friedländer Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Friedlaͤnder Kreiſes s 


EHT übern Thaler A fünf Prozent Zinſen 


die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18 .. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Domnau, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation kein Widerſpruch ergangen iſt. 


Domnau, Den ten 18. 
(Stempel.) 
Die ſtändiſche Kommiſſion des Friedlaͤnder Kreiſes. 
Anmerkung. 


1) Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit Lettern oder 
Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon mit der eigenhaͤndigen 
Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. N 

2) Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattſeite unter den beiden letz⸗ 
ten Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachſtehender Art abzudrucken: 


(Nr. 5967.) Privilegium wegen fernerer Emiſſion von 4,000,000 Thalern Asprozentiger 
Prioritaͤts-Obligationen V. Serie der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. Vom 24. Oktober 1864. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen hat, Be⸗ 
hufs Ausfuͤhrung der von Uns konzeſſionirten Eiſenbahnanlagen von Unna nach 
Gr. 5966-5967.) Hamm 


Hamm und von Haan nach Coͤln mit Zweigbahn von Ohligs nach Solingen 
von der ihr nach Unſerem Privilegium vom 24. Maͤrz 1863. (Geſetz⸗Samml. 
fuͤr 1863. S. 135. ff.) vorbehaltenen Befugniß, ihr Anlagekapital zum Zwecke 
der Erweiterung ihres Unternehmens um die fernere Summe von 4,000,000 
Thalern durch Ausgabe 42prozentiger Prioritaͤtsobligationen V. Serie zu ver⸗ 
mehren, Gebrauch zu machen, wollen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. für 1833. S. 75. ff.) durch gegenwaͤr⸗ 
tiges Privilegium die Emiſſion der erwähnten Obligationen unter den nach⸗ 
folgenden Bedingungen genehmigen. 


H. 1.3 

Die Emiſſion der Obligationen erfolgt, unter dend in Unſerem Privile⸗ 

gium vom 24. März 1863. für die Emittirung von 4,000,000 Thalern 43pro⸗ 

zentiger Bergiſch⸗Maͤrkiſcher Prioritaͤtsobligationen V. Serie enthaltenen Be⸗ 

ſtimmungen, welche, ſoweit nicht in Nachſtehendem eine Aenderung feſtgeſtellt 

wird, auf die nach gegenwaͤrtigem Privilegium zu emittirenden 4,000,000 

Thaler 44 prozentiger gleichnamiger Obligationen dergeſtalt vollſtaͤndige Anwen⸗ 

dung finden, daß die neu zu emittirenden Obligationen mit den bereits emittir⸗ 
ten völlig gleiche Rechte haben. 


H. 2. 


Die zu emittirenden Obligationen werden, im Anſchluß an die nach dem 
mehrerwaͤhnten Privilegium vom 24. Maͤrz 1863. ausgefertigten, in Apoints 
zu 500, 200 und 100 Thalern unter fortlaufenden Nummern, und zwar: 


1,000,000 Rthlr. in Apoints zu 500 Rthlr. unter den Nummern 22,001 —24,000, 
0 


2.000.000 Rthlr.e. „ 200 Rthlr.. 24,001 34,000 
i und 
1,000,000 Rthlr. 3 a „100 Rthlr. z z z 34,001 —44,000 


ſtempelfrei nach dem früher feſtgeſtellten Schema ausgefertigt und mit Zins⸗ 
kupons, ſowie mit Empfangsanweiſung fuͤr die folgende Serie derſelben (Talons) 
nach dem ebenfalls fruͤher feſtgeſtellten Schema verſehen. Auf der Ruͤckſeite 
der Obligationen wird ſowohl dieſes Privilegium, als das fruͤhere vom 24. 
Maͤrz 1863. abgedruckt. 

Die erſte Serie der Zinskupons wird, zur Erzielung eines uͤbereinſtimmen⸗ 
den Ausreichungstermins fuͤr die auf Grund des Privilegiums vom 24. Maͤrz 
1863. bereits emittirten und die noch zu emittirenden Obligationen, fuͤr die 
Jahre 1864. bis 1873. ausgefertigt; die folgenden Serien werden fuͤr je zehn 
Jahre den Obligationen beigegeben. 


$. 3. 


Die Prioritätsobligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1869. beginnt und wozu alljaͤhrlich der Betrag von 20,000 Thalern 
nebſt den erfparten Zinſen von den ausgelooſten Obligationen verwendet wird. 


5 Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Prioile⸗ 
gium Allerhöchfteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen near 
ausfertigen laffen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 


ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu geben 
oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 3 1 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Oktober 1864. 
(L. S.) Wilhelm. | 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 5968.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. November 1864., betreffend einen Nachtrag zum 
Statut der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


N dem die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in ihren Generalverſamm⸗ 
lungen vom 15. Dezember 1862, und vom 29. Juli 1864. die Abänderung der 
. Ad. und 57. ihres unterm 20. Auguſt 1844. beſtaͤtigten Statuts (Geſetz⸗ 
Samml. für 1844. S. 419.) beſchloſſen hat, will Ich dazu Meine Geneh⸗ 
migung ertheilen und den nebſt Anlagen wieder beigefuͤgten Nachtrag zum Ge⸗ 
2 ſellſchaftsſtatute hiermit beſtaͤtigen. N 

Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Gefeß- 

Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 14. November 1864. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


Nachtrag 


zum f 
Statut der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
5 Die $$. 43. und 57. des Statuts vom Jahre 1844. werden aufgehoben. 
An deren Stelle treten folgende Vorſchriften: i 
F. 43. | 
Im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Verwaltungsrathe 
(Nr. 5967-5968.) und 


* 


7 Ze 


33 


und der Direktion uͤber die $. 41. zu 1. 2. 3. und 4. verzeichneten Gegen⸗ 
ſtaͤnde iſt die Direktion, falls dieſelbe ſich bei der Entſcheidung des Verwal⸗ 


tungsrathes nicht beruhigen will, berechtigt, eine gemiſchte Konferenz zu ver⸗ 
langen, in welcher die ſtreitige Frage von ſaͤmmtlichen anweſenden Mitgliedern 
95 b AngrnIe8 und der Direktion nach Stimmenmehrheit entſchie⸗ 
en wird. 

Betrifft die Beſchlußfaſſung den unter 1. des F. 41. gedach⸗ 
ten Gegenftand, fo haben ſich die betreffen den Direftionsmit- 
glieder vor der Abſtim mung zu entfernen. 

Den Vorſitz in der gemiſchten Konferenz fuͤhrt der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsrathes, deſſen Votum auch bei Stimmengleichheit den Ausſchlag giebt. 
Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes einer gemiſchten Konferenz iſt noͤthig, daß ſo⸗ 
wohl die Mitglieder des Verwaltungsrathes, als der Direktion, jede fuͤr ſich, 
wenigſtens in beſchlußfaͤhiger Zahl ihre Stimmen abgegeben haben. 

. In gleicher Weiſe wird in gemiſchter Konferenz uͤber diejenigen Gegen⸗ 
ſtaͤnde berathen und beſchloſſen, welche nach $$. 3. 7. und 27. der gemein⸗ 
ſamen Beſtimmung der Geſellſchafts vorſtaͤnde anheimgegeben find. 


$. 57. 


Die von den Hohen Regierungen ernannten drei Direktionsmitglieder er⸗ 
halten aus der Geſellſchaftskaſſe keine Verguͤtung fuͤr ihre Muͤhwaltung; den 
gewählten Mitgliedern dagegen wird für jedes Jahr bei dem Anfange deſſelben 
durch den Verwaltungsrath, unter Genehmigung der drei Hohen Regierungen, 
eine Remuneration ausgeſetzt. 

Reiſekoſten und andere Auslagen werden ſaͤmmtlichen Direktionsmitglie⸗ 
dern und Stellvertretern aus der Geſellſchaftskaſſe erſtattet. 

Der Verwaltungsrath iſt ermaͤchtigt, denjenigen Direk⸗ 
tionsmitgliedern, welche mindeſtens zwoͤlf Jahre hintereinander 
ihre ganze Thaͤtigkeit der Geſellſchaft gewidmet haben, oder 
welche vor Ablauf dieſes Zeitraumes bei Ausuͤbung dienſtlicher 
Funktionen verungluͤcken und dadurch dienſtunfaͤhig werden, mit 
Zuſtimmung der Hohen Regierungen eine Penſion zu bewilligen. 
Die Höhe der Penſion bleibt dem Ermeſſen des Verwaltungs- 
rathes uͤberlaſſen, bedarf aber der Zuſtimmung der drei Hohen 
Regierungen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
R. v. Decker). 525 


